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Kompetenz Grundverkehr

I. Landeskompetenz „Land- und forstwirtschaftlicher Grundverkehr“

A. Verfassungs- und unionsrechtlicher Rahmen

• Versteinerter Begriff des „land- und forstwirtschaftlichen Grundverkehrs“ (1915, 1919)

• Art VII BVG-Nov 1974: Regelungen, durch die der Verkehr mit land- und

forstwirtschaftlichen Grundstücken im Interesse der Erhaltung, Stärkung oder Schaffung

eines lebensfähigen (i.S. von leistungsfähigen) Bauernstandes verwaltungsbehördlichen

Beschränkungen unterworfen wird, sind der Landesgesetzgebung vorbehalten.

• Nur prohibitive Maßnahmen, keine über Einzelfallgenehmigung hinausgehende Planungs-

oder Steuerungsfunktion hinsichtlich der Agrarstruktur.

• GVRecht darf darf nicht in den Wettbewerb zwischen Land- und Forstwirten eingreifen,

indem es den „besseren“ Landwirt bestimmt.



Doppelte Bindung des Gesetzgebers

GVRecht ist wie kaum ein anderes Gebiet des traditionellen 
Agrarrechts von Unionsrecht bestimmt! „Doppelte Bindung des 
Gesetzgebers“(VfSlg 17422 u.a.)

a) Sachverhalte mit Gemeinschaftsbezug 

Verstößt eine gesetzliche Bestimmung des nationalen Rechts gegen
unmittelbar anwendbares Gemeinschaftsrecht, dann wird sie in
Fällen mit Gemeinschaftsbezug verdrängt. Die nationalen Normen
sind dann gemeinschaftsrechtskonform so anzuwenden, als ob die
verdrängte Bestimmung nicht vorhanden wäre (VfSlg 17422
m.w.N.).



Doppelte Bindung des Gesetzgebers

b) Sachverhalte ohne Gemeinschaftsbezug

Vergleicht man die nationale Norm mit dem (durch den
Anwendungsvorrang des Gemeinschaftsrechtes entstandenen) nationalen
Regelungstorso, so ist zu prüfen, ob dabei nicht Sachverhalte ohne
Gemeinschaftsbezug im Verhältnis zu jenen mit einem solchen Bezug
diskriminiert werden. > Aufhebung der Bestimmungen über die
Selbstbewirtschaftung in den GVG von Tir (VfSlg 17422, Vlbg (VfSlg 17554),
OÖ (VfSlg 17555) und Bgld (VfSlg 18027).

Die Anwendung einer dem Unionsrecht offenkundig widersprechenden
Vorschrift ist einer denkunmöglichen Gesetzesanwendung gleichzuhalten,
die mit den Vorgaben des gleichheitsrechtlichen Willkürverbotes nicht zu
vereinbaren ist (VfSlg 20611/2023).



Unionsrechtlicher Prüfungsmaßstab gegenüber GV-Beschränkungen:

• Grundverkehrsrechtliche Beschränkungen sind nach der Judikatur des
EuGH (Rs Ospelt) nur dann zulässig, wenn sie im Allgemeininteresse
gelegen sind, nicht diskriminierend angewendet werden und keine
anderen, weniger einschneidenden Mittel zur Verfügung stehen, um
das verfolgte Ziel zu erreichen (sh. Selbstbewirtschaftung,
Interessentenregelungen).

• Genehmigungs- und Versagungstatbestände der GVG müssen sich auf
„objektive und im Voraus bekannte Kriterien“ stützen, verhältnismäßig
und zur Zielerreichung erforderlich sein (EuGH Rs Ospelt).

• Konsequenzen für Prüfungsmaßstab des VfGH:

- „Inländerdiskriminierung“ sh zB Selbstbewirtschaftung (VfSlg 17422,
17554, 17555 und 18027).

- Versagungsgründe müssen dem Determinierungsgebot des Art 18 B-
VG entsprechen (VfSlg 17422/2004: Tir GVG: „grundsätzlich“ = zu
großer Ermessensspielraum!)



Abgrenzungsfragen

Abgrenzung zur Bundeskompetenz „Zivilrechtswesen“

1. Rechtserwerb von Todes wegen

Unter dem Begriff „Verkehr mit land/forstwirtschaftlichen
Grundstücken“ ist nur der rechtsgeschäftliche Verkehr unter Lebenden
zu verstehen.

Die in den GVG von Tirol (§ 15), Vlbg (§ 9 Abs 2) und Salzburg (§ 38)
vorgesehene Einbeziehung von Rechtserwerben von Todes wegen an
land- und forstwirtschaftlichen Grundstücken auf Grund einseitiger
Rechtsgeschäfte wie letztwillige Verfügungen oder Vermächtnisse
durch Erben oder Vermächtnisnehmer, die nicht zum Kreis der
gesetzlichen Erben gehören, ist nach einhelliger Lehre und Judikatur
(VfSlg 11777) kompetenzrechtlich nicht gedeckt und daher
verfassungswidrig.



Abgrenzungsfragen Zivilrecht

Um die Umgehung grundverkehrsrechtlicher Vorschriften durch den
Gebrauch zivilrechtlicher Gestaltungsfreiheit beim Abschluss von
Verträgen zu verhindern, können die Landesgesetzgeber allerdings
auch zweiseitige Rechtsgeschäfte auf den Todesfall (Schenkungen auf
den Todesfall sowie Rechtsgeschäfte im Rahmen des
Verlassenschaftsverfahrens wie zB Erbschaftskauf oder
Erbteilungsübereinkommen) der grundverkehrsbehördlichen
Genehmigungspflicht unterwerfen.



Abgrenzungsfragen Zivilrecht

2. Originärer Eigentumserwerb

Eine grundverkehrsbehördliche Genehmigungspflicht für den
originären Eigentumserwerb zB durch Okkupation, Dereliktion oder
Ersitzung geht über die Regelung des rechtsgeschäftlichen Verkehrs mit
land- und forstwirtschaftlichen Grundstücken hinaus, ebenso für
einseitige Rechtsgeschäfte wie zB Auslobung.

Die Regelung des § 4 Abs 2 litb des Tir GVG 1996 über die
Genehmigungspflicht jedes originären Eigentumserwerbs wurde 2011
vom VfGH daher als verfassungswidriger Eingriff in die
Bundeskompetenz „Zivilrechtswesen“ (Art 10 Abs 1 Z 6 B-VG)
aufgehoben (VfSlg 19427).



Abgrenzungsfragen Pachtrecht

3. Pachtrecht
• Pachtungen/Verpachtungen unterliegen grundsätzlich dem GV-Recht (mit

landesweise unterschiedlichen Flächenuntergrenzen).

• Vlbg GVG (§ 4): nur Pachtung von luf Betrieben; für Gebiete, in welchen
große Nachfrage nach Pachtgrundstücken besteht, kann zur Sicherung der
Bedürfnisse der bäuerlichen Betriebe durch Verordnung bestimmt werden,
dass die Pachtung landwirtschaftlicher Grundstücke der
grundverkehrsbehördlichen Genehmigung bedarf.

• Pächterschutz, zB Verlängerung von Pachtverträgen fällt nicht unter die GV-
Kompetenz (VfSlg 2820).

• Unter dem Einfluss des Unionsrechts und der Judikatur des EuGH rückt der
Schutz von landwirtschaftlichen Pächtern allerdings mehr und mehr in den
Fokus des Grundverkehrsrechts, was in einem nicht zu übersehenden
Spannungsverhältnis zu den traditionellen Zielen des österreichischen
Grundverkehrsrechts steht - „Bauernland in Pächterhand“.



Abgrenzungsfragen

4. Annexkompetenz (Art 15 Abs 9 B-VG)

Umfasst die zur Regelung der Materie erforderlichen zivilrechtlichen 
Bestimmungen. 

1993: Art 15a-Vereinbarung zwischen Bund und Ländern über die Festlegung von
bundesweit einheitlichen zivilrechtlichen Bestimmungen für landesgesetzlich zu
regelnde Angelegenheiten des Grundstücksverkehrs (Grundstücksverkehr-
Vereinbarung – GruVe-VE). Zivilrechtliche Regelungen in den GVG dürfen dieser
Vereinbarung nicht widersprechen. Demnach ist der Landesgesetzgeber ua befugt
zu regeln:

• die Rechtsfolgen der Versagung der grundverkehrsbehördlichen Genehmigung,

•  jene grundbuchsrechtlichen Bestimmungen, die zur Verhinderung der Verbücherung
eines nicht zulässigen Erwerbes notwendig sind,

•  jene exekutionsrechtlichen Bestimmungen, die erforderlich sind, um auch 
Rechtserwerbe an Grundstücken im Wege der Zwangsversteigerung und der freiwilligen 
Versteigerung der grundverkehrsbehördlichen Kontrolle zu unterwerfen .



Abgrenzungsfragen

5. Forstwesen
Zuständigkeit der Länder zur Regelung des Grundverkehrs umfasst auch die
Regelung des Verkehrs mit forstwirtschaftlichen Grundstücken. Sbg GVG 2023
idF Nov 2025 differenziert hinsichtlich Begriffsbestimmungen und
Genehmigungsvoraussetzungen zwischen Landwirten und Forstwirten.

6. Bodenreform
Planmäßige Neuordnung der Besitz- und Bewirtschaftungsverhältnisse, dagegen
Einzelfallbezug im GV-Recht.

7. Raumordnungsrecht
für die Qualifikation eines Grundstücks als „land- oder forstwirtschaftliches
Grundstück“ ist dessen tatsächliche Nutzung maßgeblich, nicht dessen
raumordnungsrechtliche Widmung. Widmung und Nutzung müssen nicht
übereinstimmen (Vlbg GVG § 2 Abs 1 bezieht sich verfassungswidrig auf alle
Grundstücke mit Widmung „Landwirtschaftsgebiet“!) Gegenteilige Ausnahmen
sind möglich (zB keine grundverkehrsbehördliche Genehmigung für ldw
genutzte Grundstücke mit einer bestimmten Widmung, zB Wohngebiet).



Ziele des GV-Rechts

• Art VII B-BG-Nov 1974: öffentliche Interesse an der Stärkung,
Schaffung und Erhaltung eines lebensfähigen (i.S. von
leistungsfähigen) Bauernstandes, subsidiär das allgemeine Interesse
an der Erhaltung und Schaffung eines wirtschaftlich gesunden
mittleren und kleinen landwirtschaftlichen Grundbesitzes.

• Mit Unionsrecht, insbes den Zielen der GAP (Art 39 AEUV)
grundsätzlich vereinbar (EuGH Rs Ospelt).

• Unterschiedliche Akzente in einzelnen GVG: Besondere Betonung der
Förderung kleinbäuerlicher Betriebe im Tir GVG und von bäuerlichen
land- oder forstwirtschaftlichen Betrieben kleiner und mittlerer Größe
im Sbg GVG 2023.

• Anknüpfen der Genehmigungsvoraussetzungen an Raumordnungs-,
volkswirtschaftliche oder staatspolitische Ziele wäre kompetenzwidrig
(VfSlg 5669), ebenso an die „Multifunktionalität der Land- und
Forstwirtschaft“; zulässig ist die Berücksichtigung von ökologischen
Aspekten (VfSlg 18467).



Regelungsgegenstand

• Der Begriff „land- und forstwirtschaftliches Grundstück“ besitzt einen von
Verfassungs wegen vorgegebenen und versteinerten Begriffsinhalt. Vom land-
und forstwirtschaftlichen Grundverkehrsregime dürfen nur solche Grundstücke
erfasst werden, „die nach ihrer Beschaffenheit und bestimmungsgemäßen
Verwendung land- und forstwirtschaftlich genutzt und einem land- und
forstwirtschaftlichen Betrieb gewidmet sind“ (VfSlg 8453, 12119, 12710 u.a.)

• Missverständliche Formulierung: gemeint sind Grundstücke, auf denen eine land-
oder forstwirtschaftliche Tätigkeit betrieben wird, also zB auch Grundstücke, die 
bisher nicht im Rahmen eines Betriebes, sondern nur hobbymäßig lufw genutzt 
wurde.

• Unter den Begriff „Grundstück“ fallen nicht nur unbebaute lufw Nutzflächen, 
sondern auch Bauten und Einrichtungen, die für die lufw Nutzung erforderlich 
sind (so ausdrücklich § 2 Abs 1 Z 2 Sbg GVG 2023).

• Die Einbeziehung land- und forstwirtschaftlich bloß nutzbarer Grundstücke ohne 
Rücksicht auf ihre tatsächliche Nutzung ist von der GV-Kompetenz der Länder 
nicht gedeckt (VfSlg 6342, 7838) > Problematik von Umgehungshandlungen!



Umgehung durch Nichtnutzung

• Zur Verhinderung von Umgehungshandlungen, die der Gegenwartsbezug
(„die…genutzt werden“) eröffnet, dürfen dem land- und
forstwirtschaftlichen Grundverkehrsregime auch Grundstücke
unterworfen werden, die nicht mehr land- und forstwirtschaftlich genutzt
werden, sofern der Entfall dieser Nutzung lediglich eine durch den
Umgehungszweck erklärbare Zeit zurückliegt (VfSlg 7838, 8415, 9009,
10447, 11410, 12119, 12770, 13194).

• Europ. Kommission in VVV 2008/4845 zum Tir GVG: 10 Jahre sind zu lang
und unverhältnismäßige Einschränkung der Kapitalsverkehrsfreiheit +
Problem der Rechtssicherheit.

• Tir GVG-Nov 2010: statt 10 Jahresfrist allgemeine Formulierung: „durch
die Aussetzung der land- oder forstwirtschaftlichen Nutzung eines bis
dahin land- oder forstwirtschaftlich genutzten Grundstücks verliert dieses
nicht die Eigenschaft als land- oder forstwirtschaftliches Grundstück“. EB
dazu: es kommt auf die Nutzung „in den letzten Jahren“ an.

• Ähnlich allgemeine Regelung im Bglg GVG 2007 und Stmk GVG.



Umgehung durch Nichtnutzung

• Sbg GVG 2023, § 2 Abs 1: „Grundstücke, die noch vor 20 Jahren
überwiegend land- oder forstwirtschaftlich genutzt und einem anderen
Zweck zugeführt wurden, mit der Einschränkung, dass die
Wiederaufnahme einer land- oder forstwirtschaftlichen Nutzung nicht oder
nur vorübergehend ausgeschlossen ist oder die land- oder
forstwirtschaftliche Nutzung eingestellt wurde, ohne dass diese
Grundstücke oder Teile davon einem anderen Zweck zugeführt wurden.“

• Weiters bezieht das Gesetz auch Grundstücke ein, die noch vor 20 Jahren
überwiegend land- oder forstwirtschaftlich genutzt wurden und innerhalb
der letzten zehn Jahre einem anderen Zweck zugeführt wurden, ohne dass
dafür die erforderlichen rechtlichen Voraussetzungen gegeben sind.

• In beiden Fällen ein kompetenzwidriger Versuch, nicht land- und
forstwirtschaftlich genutzte Grundflächen wieder einer solchen Nutzung
zuzuführen (Abstellen auf die bloße Nutzbarkeit verfassungswidrig - VfSlg
6342, 7838) und aus europarechtlicher Sicht eine unverhältnismäßige
Einschränkung des freien Kapitalverkehrs!



Legaldefinition Landwirt, Forstwirt, Land- und Forstwirt

• Definition hat nicht nur deklaratorischen Charakter, sondern wirkt im
Zusammenhang mit den Genehmigungs- und Versagungsgründen normativ!

• Landwirt = wer einen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb als selbständige
Wirtschaftseinheit allein oder zusammen mit Familienangehörigen oder eigenen
landwirtschaftlichen Dienstnehmern bewirtschaftet oder nach dem Erwerb
bewirtschaften will und auf Grund praktischer Tätigkeit oder fachlicher
Ausbildung die dazu erforderlichen Fähigkeiten besitzt („Neueinsteiger“).

• Sbg GVG 2023 differenziert zwischen Landwirten und Forstwirten und bindet die
Qualifikation an starre EW-Grenzen. Mehrfach problematisch:
- sachliche Rechtfertigung (ist der Landwirt mit 70.000 EW der „bessere“

Landwirt als jener mit 80.000 EW?) – sh VfSlg 5150, 5751, 5911; VwGH
24.05.2017, Ro 2015/02/0027 – Widerspruch zu GV-Interessen?

- keine Bedachtnahme auf den landwirtschaftlicher Strukturwandel (rationell
bewirtschaftbare größere betriebliche Einheiten) – gleichheitswidrig?

- unionsrechtlich bedenklich, weil auch bei einem Überschreiten der EW-Grenzen
die ordnungsgemäße lufw Bewirtschaftung gesichert ist – unverhältnismäßige
Einschränkung der Kapitalverkehrsfreiheit.



Beitrag zum Lebensunterhalt als Voraussetzung für Landwirteeigenschaft

• Die GVG von Krnt und NÖ knüpfen die Landwirteeigenschaft wie auch die
Qualifikation als Neueinsteiger an das zusätzliche Kriterium, dass der
Betreffende aus der Bewirtschaftung seinen Lebensunterhalt und den
seiner Familie zumindest zu einem erheblichen Teil (Krnt: vorwiegend oder
doch zu einem Teil) bestreitet oder nach dem Erwerb bestreiten will (NÖ:
20 – 25 %).

• Diesbezügliche Regelung im neuen Sbg GVG 2023 entfallen.

• VfGH keine Bedenken gegen NÖ Regelung (VfSlg 13406/1993, 13903/1994,
19753/2013).

• Gegenargumente:

- Unsachliches Abstellen auf subjektive Merkmale des Erwerbers und nicht
auf legitime Ziele des GV-Rechts (zB Aufstockungsbedürftigkeit). Beispiel:
Pflanzenbauberater der NÖ LWK führt Nebenerwerbsbetrieb und verliert
bei Beförderung zum Abteilungsleiter wegen höherer außerlandw. Bezüge
den Landwirtestatus nach dem NÖ GVG!



Beitrag zum Lebensunterhalt als Voraussetzung für Landwirteeigenschaft

• Gleichheitswidrig: der Anteil des landwirtschaftlichen Einkommens ist
lediglich in Bezug zum Gesamteinkommen des Erwerbers und nicht jenem
der im Familienverband lebenden Personen zu setzen. Damit werden
bäuerliche Familien je nach dem grundverkehrsrechtlich unterschiedlich
behandelt, ob das außerlandwirtschaftliche Einkommen vom Landwirt, der
als Erwerber auftritt, oder von anderen im Familienverband lebenden
Personen erzielt wird, obwohl es in beiden Fällen (auch) der Stärkung
leistungsfähiger landwirtschaftlicher Betriebe dienen kann, insbes zur
Finanzierung einer Grundaufstockung.

• Unionsrechtswidrig: Für die Verwirklichung des Ziels der Sicherstellung
einer ordnungsgemäßen nachhaltigen Bewirtschaftung ist eine derartige
Einschränkung des Landwirtebegriffes und der Grunderwerbsmöglichkeiten
von selbstbewirtschaftenden landwirtschaftlichen Betriebsführern aus der
Sicht der Kapitalverkehrsfreiheit weder erforderlich noch verhältnismäßig.



Erwerb durch juristische Personen

• Die Landwirteigenschaft kann auch juristischen Personen zukommen.
Aus den General- und Interessentenklauseln der GVG darf nach
Ansicht des VfGH bei sonstiger Denkunmöglichkeit der Auslegung kein
Verbot des Erwerbes land- und forstwirtschaftlicher Grundstücke
durch juristische Personen abgeleitet werden (VfSlg 8069).

• Das in einem Tiroler Fall ins Treffen geführte Argument des
Landesverwaltungsgerichts, auf Grund der Qualifikation als juristische
Person komme ein Beitrag zum Lebensunterhalt des Bewirtschafters
und seiner Familie als wesentliches Kriterium der
Landwirteeigenschaft nach dem Tir GVG nicht in Betracht, wurde
vom VfGH jüngst verworfen und die Landwirteeigenschaft einer
juristischen Person, die seit langem einen landwirtschaftlichen
Betrieb führt, bestätigt (VfSlg 20452/2021).



Erwerb durch juristische Personen

• Es kommt bei juristischen Personen (des zivilen Rechts, zB GmbH) nur
darauf an, ob jene Menschen, die die Gesellschaft wirtschaftlich
dominieren, zur Selbstbewirtschaftung der Liegenschaft willens und fähig
sind (VfSlg 8768; 20452, 20611); VwSlg 19438 A/2016; VwGH 08.09.2016,
Ra 2016/11/0081.

• Dies gilt bei gleichheitskonformer Auslegung unter Berücksichtigung der
Besonderheiten des kirchlichen Rechts auch für juristische Personen des
kanonischen Rechts (Stifte und Klöster), die einen landwirtschaftlichen
Betrieb führen, wenn die landwirtschaftliche Tätigkeit durch ein bestelltes
Ordensmitglied mit einschlägigen Fachkenntnissen erfolgt (VfSlg
20452/2021).



Erwerb durch juristische Personen

• Aus europarechtlicher Sicht darf durch nationale GVG nicht
ausgeschlossen werden, dass juristische Personen ein
landwirtschaftliches Grundstück erwerben können, wenn die
landwirtschaftliche Nutzung und die weitere Bewirtschaftung von
Grundstücken durch pachtende Landwirte oder die juristische Person
selbst nicht in Frage gestellt ist (EuGH Rs Ospelt).

• Ein absolutes Verbot des Grunderwerbes durch juristische Personen
ist daher europarechtswidrig und in Fällen ohne Gemeinschaftsbezug
aus Gründen der Inländerdiskriminierung verfassungswidrig.

• Dies trifft insbes auf die Definition „Landwirt“ bzw „Forstwirt“ in § 4
Abs 1 und 2 Sbg GVG 2023 in der 2025 novellierten Fassung zu, die
ausschließlich auf natürliche Personen (mit Ausnahme der
landwirtschaftlichen Besitzfestigungsgenossenschaft Salzburg und der
Baulandsicherungsgesellschaft mbH) abstellt.



Selbstbewirtschaftung – eigentümerunabhängige Bewirtschaftungspflicht

• Selbstbewirtschaftung lange Zeit tragender Grundsatz und
Genehmigungsvoraussetzung im GV-Recht.

• EuGH Rs Ospelt: Selbstbewirtschaftungs- wie auch Wohnsitzpflicht
(Residenzpflicht) unionsrechtswidrig, daher auf Fälle mit
Gemeinschaftsrechtsbezug (bzw EWR-Bezug) nicht mehr anwendbar.
Begründung: Das Ziel der Erhaltung eines Grundstücks für die land- und
forstwirtschaftliche Nutzung kann auch durch gelindere Mittel, insbes durch
langfristige Verpachtung an Landwirte erreicht werden.

• VfGH hebt in der Folge die ausnahmslose Selbstbewirtschaftungs- und
Residenzpflicht in den GVG von Tir, Vlbg, OÖ und Bgld wegen
Inländerdiskriminierung auf (VfSlg 17422, 17554, 17555 und 18027.)

• Konsequenz: Streichung des Genehmigungstatbestandes der
Selbstbewirtschaftung in den GVG, Ersatz durch eigentümerunabhängige
Bewirtschaftungspflicht.



Selbstbewirtschaftung – eigentümerunabhängige Bewirtschaftungspflicht

Kritische Anmerkungen zum Entfall der „Selbstbewirtschaftung“

• Gemessen an den auch vom EuGH in der Rs Ospelt gebilligten Zielen des
öst. GV-Rechts, nämlich der Stärkung, Schaffung und Erhaltung eines
leistungsfähigen Bauernstandes, ist der Schutz von finanzschwachen
Pächtern land- und forstwirtschaftlicher Grundstücke nicht als genuines
Anliegen des landwirtschaftlichen Grundverkehrsrechts anzusehen;

• Beschränkung der Aufstockungschancen aktiv wirtschaftender
Landwirte;

• Förderung des Erwerbs durch kaufkräftige Nichtlandwirte mit der
absehbaren Gefahr steigender Grundpreise;

• wirtschaftliche Abhängigkeit der Pächter von zahlungskräftigen
Nichtlandwirten; mangelnde Investitions- und Planungssicherheit;

• Mangelnde behördliche Kontrolle der Aufrechterhaltung der
Pachtverträge und der vertragskonformen Nutzung – keine sanktionierte
Bewirtschaftungspflicht (ausgenommen Sbg GVG 2023).



Selbstbewirtschaftung – eigentümerunabhängige Bewirtschaftungspflicht

• Das Sbg GVG 2023 sieht wie die Vorgängerregelung im GVG 2001 eine
Bewirtschaftungsverpflichtung dahingehend vor, dass land- oder
forstwirtschaftliche Grundstücke wenigstens durch fünfzehn Jahre ab
rechtskräftiger Zustimmung zum Rechtsgeschäft nach Maßgabe allfälliger
Auflagen, Bedingungen und/oder Befristungen land- oder forstwirtschaftlich
zu nutzen sind und keiner anderen Nutzung zugeführt werden dürfen (§ 10
Abs 1). Die GVG-Behörde kann auf Antrag hievon Ausnahmen bzw
Abweichungen zulassen.

• Als Rechtsfolge für die Nichterfüllung der Bewirtschaftungsverpflichtung trotz
Fristsetzung durch den Grundverkehrsbeauftragten sieht das Gesetz die
gerichtliche Versteigerung des Grundstücks vor.

• Bei verfassungs- und unionsrechtskonformer Auslegung ist die Verpflichtung
zur weiteren langfristigen land- und forstwirtschaftlichen Nutzung
eigentümerunabhängig, ihr kann daher auch im Wege der Bewirtschaftung
durch einen Pächter entsprochen werden.



Interessentenregelungen als Versagungstatbestand

• Interessentenklauseln in das Tir und Vlbg GVG nach dem Vorbild des NÖ GVG als
Kompensation für den Entfall der Selbstbewirtschaftungspflicht aufgenommen.

• Interessentenklausel kommt zur Anwendung, wenn der potenzielle Erwerber
eines land- und forstwirtschaftlichen Grundstücks kein Landwirt ist und ein
Landwirt innerhalb einer bestimmten Bekanntmachungsfrist sein Interesse
bekundet und in der Lage ist, das betreffende Grundstück zum ortsüblichen Preis
zu erwerben. In diesem Fall ist die Genehmigung zu versagen.

• Voraussetzung für die Erlangung der Interessentenstellung ist die
Landwirteeigenschaft und damit eine zumindest teilweise Selbstbewirtschaftung.

• Tritt kein Interessent auf, ist der Erwerb trotz Fehlens der Landwirteeigenschaft
des Erwerbers und damit trotz fehlender Selbstbewirtschaftung zu genehmigen,
sofern kein anderer Versagungsgrund vorliegt.

• Versagungsgründe in Form von Interessentenklauseln finden sich in den GVG von
Krnt, NÖ, OÖ, Sbg, Stmk, Tirol und Vlbg (nicht Bgld).



Interessentenregelungen als Versagungstatbestand

VfGH sieht 2007  (VfSlg 18326) die Interessentenklausel im NÖ GVG und in 
VfSlg 19817 das Tir Interessentenmodell (vor der Novelle 2012) mit folgender 
Begründung als verfassungsrechtlich unbedenklich an: 
Zum Unterschied zu der dem Fall Ospelt zugrundeliegenden
Fallkonstellation, die zur Aufhebung des Erfordernisses der
Selbstbewirtschaftung in den GVG von Vlbg, OÖ und Bgld führte, stehe das
Fehlen der Landwirteeigenschaft des Erwerbers nur dann zum öffentlichen
Interesse an der Erhaltung und Stärkung eines leistungsfähigen
Bauernstandes bzw eines wirtschaftlich gesunden land- oder forstwirtschaft-
lichen Grundbesitzes in Widerspruch, wenn ein liquider Kaufinteressent
auftritt, der seinerseits Landwirt ist. Tritt kein derartiger Kaufinteressent auf,
bilde das Fehlen der Landwirteeigenschaft des Erwerbers (und damit die
mangelnde Selbstbewirtschaftung) keinen Versagungsgrund. Damit sei das
Erfordernis der Selbstbewirtschaftung durch den Erwerber in einem solchen
Maße relativiert, dass von einer zwingenden Genehmigungsvoraussetzung
nicht (mehr) gesprochen werden könne. Die Interessentenklausel des NÖ GVG
stelle daher eine zur Zielerreichung geeignete und verhältnismäßige
Maßnahme dar.
Dieser Auffassung schloss sich auch der VwGH in mehreren Erk an.



Interessentenregelungen - Unionsrechtskonformität

• Anders die Rechtsmeinung der Europ. Kommission:

• Vertragsverletzungsverfahren (VVV Nr 2007/4766) und 2010 Klage
der Kommission gegen die (dem NÖ GVG nachgebildete)
Interessentenklausel des Vlbg GVG (Europäische Kommission gegen
Republik Österreich, Rs C-516/10)

• Begründung: die Kommission vertritt gestützt auf das EuGH-Urteil in
der Rs Ospelt die Auffassung, die Interessentenregelung des Vlbg
GVG, die Landwirten beim Erwerb von landwirtschaftlichen
Grundstücken ausnahmslos eine Vorrangstellung vor Nicht-
Landwirten einräumt, sei unverhältnismäßig. Die weitere
landwirtschaftliche Nutzung der Grundstücke könne beispielsweise
auch dann garantiert werden, wenn der potentielle Erwerber willens
sei, das Grundstück an den bisherigen Pächter langfristig weiter zu
verpachten.



Interessentenregelungen - Unionsrechtskonformität

• Die Interessentenklausel des Vlbg GVG wurde 2011 (LGBl 2011/39)
unter ausdrücklicher Bezugnahme auf den Fall Ospelt gelockert, um
dem gegen das Vlbg GVG angestrengten Vertragsverletzungsverfahren
Rechnung zu tragen, insbes im Fall der (langfristigen)
Weiterbewirtschaftung durch einen Pächter.

• In ähnlicher Weise wurde die Interessentenregelung des Tir GVG
aufgeweicht (LGBl 2012/50). > sh. nächste Folie!

• 24. 11. 2011 Rücknahme der Klage der Kommission gegen die 
Interessentenregelung des Vlbg GVG.



Interessentenregelungen - Unionsrechtskonformität

Interessentenregelung des Vlbg/Tir GVG in der 2011/2012 novellierten
Fassung gilt nicht für Rechtserwerbe durch einen Nichtlandwirt an
landwirtschaftlichen Grundstücken, die

• in den letzten 10 Jahren im Rahmen desselben landwirtschaftlichen
Betriebes mitbewirtschaftet wurden,

• für den Betrieb des Pächters von wesentlicher Bedeutung (mind 2 ha
und mehr als 2/3 der zuletzt bewirtschafteten Fläche) sind,

• weitere Pachtdauer für die Dauer von mindestens 10 Jahren.

Bei Zutreffen dieser Voraussetzungen Genehmigung des Erwerbs durch
den Nichtlandwirt ohne Interessentenverfahren.

Unionsrechtskonformität dieser sehr eingeschränkten Liberalisierung in
der Literatur umstritten (Fuith: „Das Ende der Interessentenregelung“).



Interessentenregelungen - Unionsrechtskonformität

Weitere Interessentenregelungen:

OÖ GVG, Stmk GVG: Ausnahme für verpachtete Flächen, deren weitere 
Verpachtung auf mind. 10 Jahre gewährleistet ist.

Krnt GVG: Interessentenregelung nur dann anwendbar, wenn dem allgemeinen
Interesse an der Erhaltung eines leistungsfähigen Bauernstandes und dem
allgemeinen Interesse an der Erhaltung und Schaffung eines wirtschaftlich
gesunden mittleren und kleinen landwirtschaftlichen Grundbesitzes durch ein
abzuschließendes Rechtsgeschäft mit den Eigentümern bzw Inhabern von
vergrößerungs- oder stärkungsbedürftigen bäuerlichen Betrieben besser
entsprochen werden könnte als durch die im Rechtsgeschäft vorgesehene
Verwendung.

Bgld GVG 2007: Interessentenregelung (Kundmachung, Bereitschaft von
Interessenten zum Rechtserwerb) nur dann, wenn eine Eigentumsübertragung aus
berücksichtigungswürdigen persönlichen oder wirtschaftlichen Gründen auf Seiten
der Veräußerin oder des Veräußerers unabwendbar ist.



Interessentenregelungen - Unionsrechtskonformität

Sbg GVG 2023 – §§ 9, 32 missverständlich „Eintrittsrecht“

• nicht anzuwenden, wenn auf Grund besonderer Umstände davon
auszugehen ist, dass der Erwerb durch den
(nichtlandwirtschaftlichen) Rechtserwerber den Zielen gemäß § 1 Abs
2 oder dem Schutzzweck der Versagungsgründe (§ 9 Abs 1) besser
entspricht als der Erwerb durch einen Land- oder Forstwirt auf Grund
der Ausübung des Eintrittsrechts (Beispiel Miteigentumsanteile).

• Aus unions- und verfassungsrechtlicher Sicht müssen sich die
Ausnahmen vom Versagungsgrund des Auftretens eines Interessenten
(wie jene des Tir und Vlbg GVG) jedenfalls auch auf die
Fallkonstellation erstrecken, dass ein Nicht-Landwirt bzw Nicht-
Forstwirt bisher langfristig verpachtete land- oder forstwirtschaftliche
Flächen erwirbt und gewährleistet, das Grundstück an den bisherigen
Pächter langfristig weiter zu verpachten.



Interessentenregelungen - Unionsrechtskonformität

• Der VfGH hat in seinem jüngsten Erk vom 15.06.2023 am Beispiel des
Tir GVG ausgesprochen, dass „die (legitimen) Ziele des Gesetzes – die
Erhaltung oder Stärkung eines lebensfähigen Bauernstandes…etwa bei
fachmännischer Bewirtschaftung durch einen Pächter ebenso erreicht
werden könnten wie bei entsprechender(Mit)-Bewirtschaftung durch
den Erwerber selbst.“

• Wenn das Sbg GVG zum Ergebnis führt, dass die weitere langfristige
Verpachtung den Zielen des GVG besser entsprechen müsse als der
Erwerb durch einen Land- oder Forstwirt auf Grund der Ausübung des
Eintrittsrechts, dann bleibt sie deutlich hinter den unionsrechtlichen
Anforderungen zurück, die die Interessentenregelung im Fall
langjähriger weiterer Verpachtung durch einen nichtland-
/forstwirtschaftlichen Erwerber explizit ausschließen (sh Vlbg, Tir u.a.)



Interessentenregelungen - Unionsrechtskonformität

NÖ GVG:

• Interessentenklausel ohne Ausnahmen, entspricht inhaltlich jener von
Vlbg und Tir vor dem Vertragsverletzungsverfahren 2010;

• Keine Adaption, daher unionsrechtswidrig und bei Sachverhalten
ohne Gemeinschaftsbezug wegen Inländerdiskriminierung
verfassungswidrig;

• Interessenteneigenschaft stellt auf den völlig unbestimmten Begriff
„bäuerliche Landwirte/Landwirtinnen“ ab – keine bloße
Zielbestimmung, sondern normative Bedeutung für Versagungsgrund!

> Widerspruch zu EuGH Rs Ospelt: Kriterien für die Genehmigung bzw
Versagung müssen auf „konkreten und objektiven Umständen“
beruhen; Widerspruch zum Bestimmtheitsgebot des Art 18 Abs 1
B-VG.



Interessentenregelungen - Unionsrechtskonformität

Kritische Anmerkungen zur Aufweichung der Interessentenklausel:

Die unionsrechtlich nach Rechtsmeinung der EK geforderte
Aufweichung der Interessentenregelungen stößt auf die gleichen
Bedenken wie die vom EuGH erzwungene Aufgabe der
Selbstbewirtschaftung:

• Gleichstellung von Pächtern mit selbstbewirtschaftenden
aufstockungswilligen Eigentümern problematisch;

• Benachteiligung aufstockungswilliger und -fähiger Landwirte
zugunsten finanzkräftiger (nichtlandwirtschaftlicher) Investoren;

• Mangelnde Kontrolle der langfristigen vertragskonformen Nutzung;

• Gefährdung der nachhaltigen, dauerhaften und flächendeckenden
Nutzung landwirtschaftlicher Grundflächen.



Absolute Versagungsgründe

Absolute Versagungsgründe 

• führen zum Unterschied von der Interessentenregelung in jedem Fall zur 
Versagung der Genehmigung:

• Rechtserwerbe zu spekulativen Zwecken und zur Kapitalanlage;

• Erheblich überhöhte Gegenleistung - Erhebliches Überschreiten des 
Bodenrichtpreises (Sbg GVG 2023);

Der Bodenrichtpreis eines landwirtschaftlichen Grundstücks ist ein Mischpreis: er
leitet sich mittelbar – und zwar über den „Umweg“ des Lagefaktors – aus den
durchschnittlichen Baulandpreisen in der jeweiligen Gemeinde je m² und – über den
„Umweg“ der Bonitätsklassen von land- oder forstwirtschaftlichen Grundstücken,
die nach dem Kriterium der Bodenfruchtbarkeit festgelegt werden – aus deren
Ertragsfähigkeit ab.

• Nichtgewährleistung der land-/forstwirtschaftlichen Nutzung;

• Entstehen einer ungünstigen Agrarstruktur;



Absolute Versagungsgründe

• Bildung von Eigenjagdgebieten oder von Großgrundbesitz;
Im Vertragsverletzungsverfahren 2008/4845 zum Tiroler GVG erachtete die Europäische
Kommission diesen absoluten Versagungsgrund für unverhältnismäßig, zur Zielerreichung
nicht erforderlich und damit in Widerspruch zur Niederlassungs- und
Kapitalverkehrsfreiheit. Nach Ansicht der Kommission dürfte ein derartiger Grunderwerb
nicht generell versagt werden, sondern nur dann, wenn er dem öffentlichen Interesse an
der Schaffung und Erhaltung eines leistungsfähigen Bauernstandes widerspricht.

Nach dem Sbg GVG 2023 ist dieser Versagungsgrund nicht auf Erwerbe durch die
Österreichische Bundesforste AG im eigenen Namen oder im Namen der Republik
Österreich anzuwenden.

• Versagung auf Grund von Umgehungsgeschäften (Bgld, Vlbg);

• Widerspruch der beabsichtigten Verwendung von Waldgrundstücken (Krnt,
Vlbg);

• Beeinträchtigung der Ausübung von Einforstungsrechten (Sbg);

• Nichtvorlage eines land- und forstwirtschaftlichen
Bewirtschaftungskonzepts (Sbg).



Behörden und Verfahren

Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, BGBl I 2012/51 - Konsequenzen für
das Grundverkehrsrecht:

• Ab 2014 die Abschaffung des administrativen Instanzenzuges gegen
Entscheidungen einer GV-Behörde an eine GV-Landeskommission (NÖ, OÖ)
oder den Unabhängigen Verwaltungssenat (Bgld, Krnt, Sbg, Stmk, Tir, Vlbg,
Wien).

• Einräumung des Rechtsmittels der Beschwerde beim jeweiligen
Landesverwaltungsgericht (LVwG).

• Revision an den VwGH gegen Entscheidungen der LVwG unter den in Art 133
Abs 4 B-VG genannten Voraussetzungen zulässig.

(Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung, Abweichen von der RSpr des VwGH, Fehlen einer
solchen RSpr, nicht einheitliche Beantwortung der zu lösenden Rechtsfrage in der bisherigen RSpr
des VwGH).

• Dies erklärt die ab 2016 sprunghaft angestiegene Zahl von Entscheidungen
des VwGH in Angelegenheiten des GV-Rechts (sh Norer/Holzer,
Rechtsprechung im jeweiligen Jahrbuch Agrarrecht).



Schlussbemerkung

• Zessner-Spitzenberg, Das österreichische Agrarrecht (1930), 247:
Aufgabe des landwirtschaftlichen Grundverkehrsrechts ist es, „im
Verkehr mit agrarischem Grund und Boden eine Bewegung zu
unterbinden, die diesen von den wertvollen bäuerlichen Besitztypen
weg und in andere Hände zu leiten droht“.

• Auch der VfGH hat in mehreren älteren Erk (zB VfSlg 4027/1961,
4276/1962) das Ziel von Grundverkehrsbeschränkungen darin
gesehen, „dass die gegenwärtigen Besitzverhältnisse nicht in einer
agrarpolitisch unerwünschten Richtung verändert werden“.

• VfGH 15.06.2023 (VfSlg 20611/2023), Pt 3.5.3: „Bei fachmännischer
Bewirtschaftung können die legitimen Ziele des Grundverkehrsrechts
durch einen Pächter ebenso erreicht werden wie bei entsprechender
Bewirtschaftung durch den Erwerber“.



Schlussbemerkung

Was ist vom Grundsatz „Bauernland in Bauernhand“ geblieben? 

• Auf Grund EuGH Rs Ospelt fiel die erste Barriere mit dem Wegfall der
Selbstbewirtschaftungspflicht durch den Erwerber land- und
forstwirtschaftlicher Grundstücke nicht nur in Fällen mit Unionsbezug,
sondern via Inländerdiskriminierung auch bei rein nationalen
Sachverhalten.

• Konsequenz: Problematische Gleichstellung von Pächterinteressen mit
jenen aufstockungsbedürftiger Landwirte.

• Grundsätzliche Anerkennung der Landwirteeigenschaft juristischer
Personen.

• Zweite Barriere Interessentenregelung (als Ersatz für Entfall der
Bewirtschaftungspflicht), d.h. der Versagungsgrund des Auftretens von
landwirtschaftlichen Interessenten beim Erwerb durch einen
Nichtlandwirt, droht ins Wanken zu geraten.



Schlussbemerkung

• Klage der Europäischen Kommission gegen die Interessentenklausel 
des Tir GVG (2010) und  darauf folgende Liberalisierung der 
diesbezüglichen Regelungen in mehreren GVG.

• Anpassungsbedarf bei Interessentenklauseln in NÖ (und Sbg?)

• Der Fokus des GV-Rechts verschiebt sich unter dem Einfluss des
Unionsrechts, insbes unter dem Gesichtspunkt der
Kapitalverkehrsfreiheit mehr und mehr dahin, dass die
Bewirtschaftung land- und forstwirtschaftlicher Grundstücke in
ordnungsgemäßer Weise aufrechterhalten bleibt, wobei die
Bewirtschaftung nicht notwendigerweise durch den Erwerber selbst
erfolgen muss, sondern auch im Wege langfristiger Verpachtung
sichergestellt werden kann.

• Damit drohen jedoch die traditionellen Ziele des GV-Rechts, nämlich
die Stärkung, Schaffung und Erhaltung eines leistungsfähigen
Bauernstandes obsolet zu werden!



Schlussbemerkung

•„Bauernland in Bauernhand“?

•„Bauernland in Pächterhand“?

•„Bauernland in Investorenhand“?

Quo vadis, Grundverkehrsrecht?

Grundverkehr(t)?
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